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Nicht die Vorschrift macht
es teuer
EU-Vorschriften werden oft als Wettbewerbsnachteil dargestellt.
Doch die eigentliche Frage lautet: Wer zahlt die Schäden, wenn
Unternehmen sie nicht tragen? Ein Beitrag über Kostenwahrheit,
externalisierte Kosten und Wirkungsökonomie.
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Es gibt ein Argument, das in politischen und wirtschaftlichen Debatten immer wieder auftaucht:

Wenn wir in der EU strengere Vorschriften machen, verlieren unsere Unternehmen im internationalen
Wettbewerb. Andere haben diese Vorschriften nicht - und können billiger produzieren.

Auf den ersten Blick klingt das plausibel. Auf den zweiten Blick ist es eine gefährliche Verkürzung.

Denn die entscheidende Frage lautet nicht: Macht die Vorschrift ein Produkt teurer?

Die entscheidende Frage lautet: Welche Kosten waren vorher schon da - aber unsichtbar?

Wenn ein Unternehmen billiger produziert, weil es Abwasser schlechter reinigt, Beschäftigte schlechter
schützt, Emissionen ungefiltert ausstößt oder Ressourcen zerstört, dann ist es nicht automatisch effizienter.
Es ist nur billiger in der eigenen Bilanz.

Die Kosten verschwinden dadurch nicht. Sie tauchen nur woanders auf.

In Krankenkassen. In kommunalen Haushalten. In Sanierungskosten. In Klimaschäden. In Artenverlust. In
schlechter Luft. In zerstörten Böden. In überlasteten Menschen. In künftigen Generationen.

Das Produkt ist dann nicht wirklich billig. Es ist nur unvollständig bepreist.

Der Denkfehler: Regulierungskosten sind sichtbar,
Schadenskosten nicht

In der klassischen Wettbewerbsdebatte werden vor allem die Kosten sichtbar gemacht, die Unternehmen
durch Regulierung tragen: Nachweise, Grenzwerte, Prüfungen, technische Anpassungen, Dokumentation,
Lieferkettenanforderungen.

Diese Kosten sind real. Natürlich.

Aber die Schäden, die ohne solche Anforderungen entstehen, sind ebenfalls real. Nur werden sie oft nicht dem
Produkt, dem Unternehmen oder der Lieferkette zugerechnet.

Genau hier entsteht die Schieflage.

Wenn eine Fabrik ohne Auflagen günstiger produziert, aber Luft, Wasser oder Gesundheit belastet, dann
erscheint sie im Markt effizient. Volkswirtschaftlich kann sie aber ineffizient sein, weil sie Kosten erzeugt, die
andere bezahlen müssen.

Das ist kein echter Wettbewerb. Das ist Wirkungsdumping.

Wer billiger ist, weil er Schäden nicht bezahlt, ist nicht effizienter. Er verlagert nur die Rechnung.

Die Allgemeinheit zahlt die Differenz

Ohne wirksame Regeln zahlen nicht die Verursacher. Es zahlen alle.



Das ist der Punkt, der in vielen Debatten fehlt.

Wenn Umwelt- oder Sozialstandards als Belastung dargestellt werden, wird so getan, als entstünden Kosten
erst durch die Vorschrift. Aber viele dieser Kosten existieren bereits vorher. Die Vorschrift macht sie nur
sichtbar, verhindert sie oder verschiebt sie zurück zu denen, die sie verursachen.

Beispiele gibt es überall:

Ein billiges Produkt kann günstig sein, weil faire Löhne in der Lieferkette fehlen.

Ein fossiles Geschäftsmodell kann rentabel sein, weil Klimafolgen nicht vollständig eingepreist sind.

Ein industrieller Prozess kann wirtschaftlich erscheinen, weil Wasserverbrauch, Gesundheitsfolgen oder
Biodiversitätsverluste nicht im Preis auftauchen.

Ein Importprodukt kann günstiger sein, weil Standards dort schwächer sind - nicht weil es tatsächlich
weniger Ressourcen verbraucht oder weniger Schäden erzeugt.

Die Differenz zwischen dem scheinbar günstigen Preis und den tatsächlichen Folgekosten ist keine Effizienz.
Sie ist eine verdeckte Subvention durch Gesellschaft, Umwelt und Zukunft.

Warum EU-Vorschriften trotzdem nicht automatisch gut
sind

Das heißt nicht, dass jede Vorschrift automatisch sinnvoll ist.

Eine Regel kann schlecht gemacht sein. Sie kann zu viel Bürokratie erzeugen, ohne Wirkung zu entfalten. Sie
kann kleine Unternehmen überfordern, während große Konzerne eigene Compliance-Abteilungen aufbauen.
Sie kann Berichtspflichten vermehren, ohne reale Schäden zu verringern.

Das Problem ist also nicht: Vorschrift oder keine Vorschrift.

Das Problem ist: Steuern wir über Papier - oder über Wirkung?

Eine gute Regel erkennt man nicht daran, dass sie viele Formulare erzeugt. Man erkennt sie daran, dass sie
reale Schäden verringert, faire Anreize schafft und Kosten dort sichtbar macht, wo sie entstehen.

Das ist der Unterschied zwischen Bürokratie und Wirkungssteuerung.

Kostenwahrheit statt moralischer Appell

Die Wirkungsökonomie setzt genau an dieser Stelle an.

Sie fragt nicht zuerst: Wer ist gut und wer ist schlecht?

Sie fragt: Welche Wirkung entsteht tatsächlich - auf Mensch, Planet und Demokratie?

Wirkung ist dabei zunächst neutral. Sie beschreibt eine reale Veränderung von Zuständen. Erst im nächsten
Schritt wird bewertet, ob diese Veränderung positiv, negativ oder neutral ist - bezogen auf einen
nachvollziehbaren Referenzrahmen wie die SDGs, die Agenda 2030 und SDG+.

Auf Produkte übertragen heißt das:



Ein Preis sollte nicht nur Material, Arbeit, Marketing und Gewinn abbilden. Er sollte auch zeigen, ob ein
Produkt Schäden verursacht oder Schäden vermeidet.

Wenn ein Produkt Luft verschmutzt, Wasser belastet, Menschen ausbeutet oder Gesundheitsrisiken erhöht,
darf dieser Schaden nicht unsichtbar bleiben. Wenn ein anderes Produkt sauberer, fairer und gesünder
hergestellt wird, darf es nicht dauerhaft der teurere Sonderfall bleiben.

Kostenwahrheit bedeutet:

Schädliches wird teurer, weil es Folgekosten verursacht.

Konstruktives wird günstiger, weil es Folgekosten vermeidet.

Wettbewerb entsteht nicht mehr um den niedrigsten scheinbaren Preis, sondern um die beste Wirkung.

Das eigentliche Wettbewerbsproblem

Natürlich gibt es ein reales Problem: Wenn nur die EU Kosten internalisiert und andere Märkte weiter
externalisieren dürfen, entstehen kurzfristig Nachteile für europäische Unternehmen.

Aber daraus folgt nicht, dass wir die Schäden wieder unsichtbar machen sollten.

Daraus folgt etwas anderes:

Wir brauchen Regeln, die Importe, Lieferketten und Produktwirkungen mit einbeziehen.

Wir brauchen digitale Produktdaten, die sichtbar machen, wie etwas hergestellt wurde.

Wir brauchen Anreizsysteme, die gute Wirkung belohnen und schlechte Wirkung nicht länger verstecken.

Und wir brauchen eine Handelspolitik, die nicht nur Preise vergleicht, sondern Wirkungen.

Denn sonst konkurrieren Unternehmen nicht über Qualität, Innovation und Effizienz, sondern über die
Fähigkeit, Schäden auszulagern.

Das ist kein freier Markt. Das ist ein Markt mit falschem Preisschild.

Von der Vorschrift zur Rückkopplung

In der Wirkungsökonomie geht es deshalb nicht darum, immer mehr Einzelvorschriften zu schaffen. Im
Gegenteil.

Je besser Preise, Steuern, Kapitalflüsse und Beschaffung die tatsächliche Wirkung abbilden, desto weniger
muss Politik später mit Flickenteppichen gegensteuern.

Heute entsteht Bürokratie oft, weil der Markt die falschen Signale sendet.

Wenn schädliche Produkte billig erscheinen, braucht es zusätzliche Förderprogramme für nachhaltige
Alternativen.

Wenn Lieferketten unsichtbar bleiben, braucht es nachträgliche Prüfpflichten.

Wenn Klimaschäden nicht im Preis auftauchen, braucht es Sonderregeln, Subventionen, Grenzwerte und
Ausnahmen.

Wenn soziale Schäden nicht sichtbar sind, braucht es Reparaturpolitik.



Die bessere Frage lautet daher nicht: Wie schaffen wir alle Vorschriften ab?

Sondern: Wie bauen wir ein System, in dem die richtigen Anreize automatisch wirken?

Das ist der Kern der Wirkungsrückkopplung: Wirkung bleibt nicht im Bericht stehen. Sie verändert Preise,
Steuern, Kapitalzugang, Beschaffung und Entscheidungen.

Nicht teurer - ehrlicher

Der Satz EU-Vorschriften machen Produkte teurer greift deshalb zu kurz.

Richtiger wäre:

Gute Regeln machen sichtbar, dass manche Produkte vorher nur deshalb billig waren, weil andere die
Rechnung bezahlt haben.

Oder noch klarer:

Nicht die Vorschrift macht es teuer. Sie macht sichtbar, was vorher auf Kosten anderer billig war.

Das verändert die ganze Debatte.

Denn dann geht es nicht mehr um Regulierung gegen Wirtschaft. Es geht um ehrlichen Wettbewerb.

Ein Unternehmen, das Schäden vermeidet, sollte nicht schlechter gestellt sein als eines, das Schäden
auslagert. Ein Produkt, das Mensch und Umwelt weniger belastet, sollte nicht strukturell teurer sein als eines,
das Folgekosten erzeugt. Eine Wirtschaft, die zukunftsfähig produziert, sollte nicht gegen eine Wirtschaft
verlieren, die ihre Rechnung an die Allgemeinheit weiterreicht.

Fazit: Die Rechnung verschwindet nicht

Schäden verschwinden nicht, nur weil sie nicht auf der Rechnung stehen.

Sie werden bezahlt. Immer.

Die Frage ist nur: Von wem?

Von den Verursachern? Oder von allen anderen?

EU-Vorschriften, richtig gedacht, sind kein Angriff auf Wettbewerbsfähigkeit. Sie sind ein Versuch,
Wettbewerb wieder fair zu machen. Nicht durch mehr Papier, sondern durch Kostenwahrheit. Nicht durch
moralische Belehrung, sondern durch bessere Anreize. Nicht durch Planwirtschaft, sondern durch einen
Markt, der endlich zeigt, was ein Produkt wirklich kostet.

Denn eine Wirtschaft ist nicht effizient, wenn sie Schäden versteckt.

Sie ist erst dann effizient, wenn sie Wohlstand schafft, ohne die Rechnung an Mensch, Planet und Demokratie
weiterzureichen.
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Vertiefend auf wirkungsoekonomie.de: Wirkungsökonomie-Grundlagen, Wirkungssteuer, Glossar: Wirkung,
digitaler Produktpass, Wirkungsrückkopplung und positive Netto-Wirkung.

Zurück zum Journal

Wirkungsökonomie ·
Journal

wirkungsoekonomie.de/blog/nicht-die-vorschrift-macht-es-teuer-kostenwahrheit-eu-
regeln.html

https://wirkungsoekonomie.de/wirkungsoekonomie.html
https://wirkungsoekonomie.de/begriffe/wirkungssteuer/
https://wirkungsoekonomie.de/begriffe/wirkung/
https://wirkungsoekonomie.de/begriffe/digitaler-produktpass/
https://wirkungsoekonomie.de/begriffe/wirkungsrueckkopplung/
https://wirkungsoekonomie.de/begriffe/positive-netto-wirkung/
https://wirkungsoekonomie.de/blog.html

